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Hinweisverfahren 2011/9 
Stellungnahme des Solarenergie-Fördervereins Deutschland e.V.

Sehr geehrte Frau Dr. Pippke, geehrter Herr Dr. Lovens,

die Clearingstelle EEG bat den Solarenergie-Förderverein Deutschland e.V. um eine Stellungnahme zum Hinweis-
verfahren 2011/9, der wir gerne nachkommen. Dazu liegt uns Ihr Entwurf vom 3.1.2012 vor, zu dem wir Stellung 
nehmen wie folgt:

Grundsätzlich stimmt der Solarenergie-Förderverein Deutschland diesem Hinweisentwurf 2011/2 zur Anwen-
dung des § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2009 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3 c) EEG 2012 zu.

Wir möchten jedoch folgende Vorschläge und Rückfragen einbringen:

1. In Rn. 42 sollte nach unserer Meinung noch eingefügt werden, dass Autobahnkreuze sowie Zu- und Abfahrten 
von Autobahnen als Verbindungsstücke zu Bundesstraßen ebenso zu den Bundesautobahnen hinzu gezählt werden 
müssen. Diese Straßen sollten immer dann von der Regelung nach § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2009 bzw. § 32 
Abs. 1 Nr. 3.c) EEG 2012 erfasst werden, wenn sie mit den nach Straßenverkehrsordnung vorgeschriebene Schil-
dern für Autobahnen gekennzeichnet sind. 

2. In Rn. 55 schätzen Sie ein, dass im Bereich von Raststätten keine vergleichbaren Immissionsbelastungen wie 
im hochgeschwinden Verkehr auf Autobahnen vorliegen würden. Unter anderem aus diesem Grund ziehen Sie die 
Schlussfolgerung, dass der Gesetzgeber Raststätten nicht von den Regelungen nach § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 
2009 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 3.c) EEG 2012 erfasst wissen wollte (siehe EEG-Begründung zu § 32 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 
EEG 2009: „Diese Flächen sind durch Lärm und Abgase des Straßen- und Schienenverkehrs belastet und daher zu 
einem großen Teil sowohl wirtschaftlich als auch ökologisch weniger wertvoll.“)

Leider werden für diese Einschätzung keine Untersuchungsergebnisse oder wissenschaftliche Belege angeführt. 
Aus unserer Sicht wäre zu berücksichtigen, dass zusätzlich durch Brems- sowie anfahrbedingte Beschleunigungs-
vorgänge erhöhte Immissionsbelastungen im Umfeld von Parkplätzen und Tankstellen auftreten. Auch der Ausstoß 
von fl üchtigen organischen Kohlenwasserstoffen an Tankstellen, die den meisten bewirtschafteten Raststätten zuge-
ordnet sind, könnte zur verstärkten Luftbelastung führen.

3. Der fünfte Leitsatz im vorliegenden Entwurf des Hinweises besagt: 

„In einer Entfernung bis zu 110 Metern liegen alle Punkte der längs eines Schienenwegs oder einer Autobahn 
gelegenen Fläche, die in Luftlinie nicht weiter als 110 Meter vom nächstgelegenen Punkt des äußeren Randes der 
befestigten Fahrbahn der Autobahn bzw. des Schienenweges entfernt sind.“
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Skizze 1: Darstellung der theoretisch 
nutzbaren Fläche für die Installation einer 
Solarstromanlage (blau schraffi ert) - an 
einem Autobahn-Ende.

Von jedem Punkt des äußeren Randes der 
befestigten Fahrbahn der Bundesautobahn 
besteht eine in Luftlinie längste Entfernung 
von 110 m.

Skizze 2: Darstellung der theoretisch 
nutzbaren Fläche für die Installation einer 
Solarstromanlage (blau schraffi ert)  
 - an einer Autobahnzufahrt.

Skizze 3: Darstellung der theoretisch 
nutzbaren Fläche für die Installation einer 
Solarstromanlage (blau schraffi ert) -  
im Umfeld eines Nebenbetriebs (z.B. 
Raststätte)

Die folgenden 3 Skizzen sollen aufzeigen, wie dieser Leitsatz nach unserer Einschätzung in der Praxis angewandt 
werden müsste. Die Skizzen dienen nur zur Übersicht. Die Verhältnisse der Längenmaße zueinander wurden ver-
nachlässigt.

Nach unserer Ansicht können die Bestimmung der nach § 32 Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 EEG 2009 bzw. § 32 Abs. 1 Nr. 
3.c) EEG 2012 theoretisch nutzbaren Fläche noch immer zu Irritationen bei Nebenbetrieben und Atombahn-Enden 
führen. Möglicherweise sind sogar unsere Schlussfolgerungen nicht im Sinne des Hinweisentwurfs der Clearingstel-
le EEG.

Für Rückfragen stehen wir gern zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Dipl.-Ing. Susanne Jung


